
Kanzler Schröder bei seiner Rede 
am 1. Juli   © Deutscher Bundestag 

Vor 15 Jahren wurde vom Deut-
schen Bundestag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU/ 
CSU, SPD und FDP das Stasi-
unterlagengesetz verabschiedet. 
Damals war die Öffnung der Sta-
siunterlagen höchst umstritten, 
betrat der Gesetzgeber doch juris-
tisches Neuland. Pressezensur, 
Hexenjagd und Gefährdung des 
inneren Friedens waren die 
Schlagworte der Kritiker und Me-
dien. Befürchtet wurde eine Aus-
plünderung der Archive durch die 
Geheimdienste und dass brisante 
Akten verschwinden würden. Heute wissen wir, dass diese Sorgen weitgehend unberechtigt 
waren. Das Stasiunterlagengesetz ist eine echte Erfolgsgeschichte und gilt international als 
Vorbild. Die Aufarbeitung der SED-Diktatur ist in Deutschland inzwischen untrennbar mit dem 
Stasiunterlagengesetz verbunden. Mehr als 1,5 Millionen Menschen haben eine persönliche 
Akteneinsicht beantragt. Die Überprüfungsmöglichkeiten - nicht nur im öffentlichen Dienst - 
haben einen wichtigen Beitrag zur personellen Erneuerung in vielen Bereichen der Gesell-
schaft geleistet. Und für viele Forscher ist die Nutzung der MfS-Archive inzwischen selbstver-
ständlich geworden. 
Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen haben Mitte Oktober einen 
Gesetzentwurf zur Novellierung des Stasiunterlagengesetzes vorgelegt. Vorrangiges Ziel des 
Entwurfs ist es, die bisherige Beschränkung der Aktennutzung auf das MfS aufzugeben. So 
soll eine umfassendere Aufarbeitung der politisch begründeten Repressionen in der damali-
gen DDR ermöglicht werden. 
Umso unverständlicher ist für Rolf Schwanitz die plötzliche Blockadehaltung der Union, die 
vom gemeinsamen Gesetzentwurf abgerückt ist, weil sie die Ende des Jahres auslaufenden 
Überprüfungsmöglichkeiten generell auf unbestimmte Zeit verlängern will. Rolf Schwanitz hält 
dies für nicht vereinbar mit rechtsstaatlichen Grundsätzen der Verjährung und der Verhältnis-
mäßigkeit. Er erklärte: "Der Gesetzgeber hatte vor 15 Jahren die Überprüfungsmöglichkeiten 
mit gutem Grund befristet. Die mit der Novellierung vorgesehene verdachtsbezogene Über-
prüfung in besonders sensiblen Bereichen ist für mich bereits das maximal Vertretbare." 

> Ausgabe 9/2006 < 

Stasiunterlagengesetz hat sich bewährt  

20.  November  2006 

In dieser 
Ausgabe: 
 
Dank der neuen Ortsum-
gehung kann Oelsnitz 
endlich aufatmen. Mehr da-
zu auf Seite 2.  
 
Auch im zweiten Artikel auf 
dieser Seite geht es um die 
Verkehrsinfrastruktur: Die 
Ortsumgehung 
Göltzschtal wurde in den 
Investitionsrahmenplan des 
Bundes aufgenommen. 
 
Schröders Erbe be-
schreibt Rolf Schwanitz in 
seinem Kommentar auf Sei-
te 2.  
 
Auf Seite 3 ruft Rolf Schwa-
nitz zur Beteiligung am 
Deutschen Präventions-
preis auf. 
 
Das der SPD-Stammtisch 
Plauen auch ohne Ziga-
rettenqualm funktioniert, 
zeigt sich auf Seite 3.  
 
Bessere Zeiten für die 
Kommunen brechen auf 
Seite 4 an. Außerdem geht 
es an dieser Stelle um das 
Gewebegesetz. 
 
Die Seite 5 steht wieder 
ganz im Zeichen der Ge-
sundheitsreform. Heute 
dreht sich alles um die Ve-
ränderungen für gesetz-
lich Versicherte.  
 
Der unsoziale Vorschlag 
von Rüttgers zum Ar-
beitslosengeld steht im 
Mittelpunkt der Seite 6. 
 
Dort sind natürlich auch 
wieder die frechen Strol-
che und der Termin der 
nächsten Bürgersprech-
stunde zu finden. 

Vogt letter  

Rol f  Schwani tz  MdB 

In sieben öffentlichen Anhörungen befasste sich in den letzten beiden Wochen der Ausschuss 
für Gesundheit mit dem Gesetzentwurf der Regierungskoalition zur Gesundheitsreform. Dabei  
wurden die Sachverständigen 26 Stunden lang zu dem 582 Seiten umfassenden Entwurf ge-
hört und befragt. Erörtert wurden Fragen des Versicherungs- und Leistungsrechts, die künfti-

ge Organisation des Gesundheitswesens, die Um-
strukturierung in der privaten Krankenversicherung 
(PKV), die medizinische Versorgung und die Finan-
zierung. Hierzu eingeladen waren unter anderem 
die Spitzenorganisationen der Krankenkassen, Ärz-
te-, Sozial- und Wohlfahrtsverbände sowie der 
Deutsche Gewerkschaftsbund und die Bundesverei-
nigung der Arbeitgeberverbände. Als Staatssekretär 
im Bundesgesundheitsministerium ließ es sich Rolf 
Schwanitz natürlich nicht nehmen, an allen 
Sitzungen teilzunehmen.  

26 Stunden Anhörung 

Anhörung zur Gesundheitsreform im 
Sitzungssaal der SPD-Fraktion 



Kurz kommentiert 

Schröders Erbe 
 
Die Wirtschaft in Deutsch-
land wächst so stark wie 
seit sechs Jahren nicht 
mehr. Die Steuereinnah-
men steigen 2007 gegen-
über der letzten Schätzung 
um 20 Milliarden Euro auf 
ein Rekordniveau. Die Zahl 
der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten ist 
binnen Jahresfrist um 
258.000 gestiegen. Insge-
samt gibt es fast eine hal-
be Million weniger Arbeits-
lose. Am stärksten sank 
die Jugendarbeitslosigkeit 
um rund 18 Prozent, aber 
auch bei den Langzeitar-
beitslosen steht ein Minus 
von 122.000. Und auch 
der Osten schneidet dabei 
ordentlich ab. Seit der 
Wiedervereinigung hat es 
noch nie einen so starken 
Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit gegeben.  
Mit Frau Merkel hat dies 
alles wenig zu tun. Die Ex-
perten sind sich einig: Es 
ist die Agenda 2010, die 
jetzt ihre Wirkung entfal-
tet. "Schröders Million" 
nennt deshalb der Berliner 
Tagesspiegel die Wende 
am Arbeitsmarkt. Diese 
Reformen waren unpopu-
lär und wurden auf das 
Schärfste bekämpft. Den-
noch tragen sie jetzt ihre 
Früchte. Und viele Gegner 
von damals möchten nun 
gern zu „Schröders Erben“ 
gehören.  
 
Rolf Schwanitz 

Vogtletter  

Gesicht geschrieben. Der 
Neubau umfasst eine Ge-
samtlänge von 4,8 Kilome-
tern. Mit insgesamt 31,2 
Millionen Euro, von denen 
der Bund allein 29,7 Millio-
nen trägt, ist die Ortsumge-
hung Oelsnitz ein wahres 
Großprojekt in der Region. 
Landrat Dr. Lenk und Ober-
bürgermeisterin Möbius 
dankten Schwanitz für sei-

nen Einsatz um das Projekt. 
Seit Rolf Schwanitz Mitglied 
der Bundesregierung ist, so 
Dr. Lenk in seinem Gruß-
wort, geht es bei den Ver-
kehrsprojekten des Bundes 
im Vogtland richtig voran! 
Eine solche überparteiliche 
Anerkennung ist zwar ver-
dient aber dennoch außer- 
gewöhnlich im täglichen 
politischen Geschäft! 

Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung hat mit dem In-
vestitionsrahmenplan 2006 
- 2010 jetzt erstmalig einen 
verkehrsträgerübergreifen-
den Fünfjahresplan für Ver-
kehrsinvestitionen des Bun-

des vorgelegt. 
Das für das 
Vogtland sehr 
wichtige Stra-
ßenbauprojekt 
der Ortsumge-
hung 
Göltzschtal (B 
169) mit Ge-
samtkosten 
von 29,2 Milli-
onen Euro 
wurde in die-
sen Investiti-
onsrahmen-
plan aufge-
nommen.  

Rolf Schwanitz hatte sich in 
den vergangenen Monaten 
beim Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung massiv für die Auf-
nahme der Ortsumgehung 
Göltzschtal in den Investiti-
onsrahmenplan eingesetzt 
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Aufatmen in Oelsnitz 

Vorrang für Ortsumgehung Göltzschtal 

Mehr als 1.500 Oelsnitzer 
waren gekommen und woll-
ten sich das Ereignis nicht 
entgehen lassen. In Anwe-
senheit von Staatsminister 
Thomas Jurk (SPD) gab der 
Parlamentarische Staats-
sekretär Rolf Schwanitz als 
Vertreter der Bundesregie-
rung die neue Ortsumge-
hung Oelsnitz nach vierjäh-
riger Bauzeit frei für den 
Verkehr. Alle Anwesenden 
waren sich einig: Hier wird 
Geschichte geschrieben für 
Oelsnitz im Vogtland! Rolf 
Schwanitz betonte in seiner 
Rede, nicht nur die große 
Bedeutung der B 92 als 
Verbindung zwischen Plau-
en und Tschechien. Er erin-
nerte vor allem an die gro-
ßen Belastungen, die der 
starke Durchgangsverkehr 
für die Bürgerinnen und 
Bürger mit sich brachte. 
Diese extremen Belastun-
gen haben nun endlich ein 
Ende. Auch die Innenstadt 
von Oelsnitz kann nun zu 
neuer Attraktivität finden. 
Deshalb stand die Freude 
den Oelsnitzern förmlich ins 

und freut sich nun über 
den Erfolg: "Das ist das 
richtige Signal. Die Ortsum-
gehung Göltzschtal ist bei 
uns das zentrale Straßen-
bauprojekt des Bundes in 
den nächsten Jahren. Nun 
muss in der Region Pla-
nung und Baurecht vo-
rangetrieben werden, da-
mit der Bau noch vor 2010 
beginnen kann." Der Inves-
titionsrahmenplan legt die 
mittelfristige Investitions-
strategie zur Umsetzung 
der Verkehrspolitik fest und 
schafft die notwendigen 
Rahmenbedingungen für 
Planungs- und Investitions-
sicherheit. Mit dem Investi-
tionsrahmenplan wird be-
stimmt, welche Vorhaben 
aus dem Bundesverkehrs-
wegeplan jetzt als erstes 
angepackt werden müssen. 

Oberbürgermeisterin Möbius, Staatssekretär Schwanitz, 
Staatsminister Jurk und Landrat Dr. Lenk bei der feierlichen 
Freigabe der Ortsumgehung Oelsnitz 



SPD-Stammtisch mit Rolf Schwanitz in Plauen 
gramm der KfW, welches 
der Bund allein in diesem 
Jahr mit 1,4 Milliarden Euro 
fördert. Rolf Schwanitz in-
formierte über die Preisent-
wicklung von Erdöl, Heizöl, 
Ergas und Strom im Zeit-
raum von 1998 bis 2006. 
Erst seit Mitte 2005 gebe es 
mit der Bundesnetzagentur 
eine neue Kontrollinstanz. 
Dort werde künftig auch ein 
Verbraucheranwalt tätig. Im 
Kraftwerksbereich existiere 
ein Investitionsstau im 
dreistelligen Milliardenbe-
reich, der nur privatwirt-
schaftlich aufgelöst werden 
könne, so Schwanitz. Er sei 
skeptisch, ob die Energie-
preise perspektivisch sinken 
werden. Die Teilnehmer 
diskutierten auch lebhaft 
die Schließung von Bahn-
strecken, z. B. Schönberg-
Schleiz. Rolf Schwanitz ver-
wies darauf, dass diese 
Schließung keine Entschei-
dung des Bundes oder der 
Bahn, sondern des Landes 
Thüringen sei. 

Ein Stammtisch ohne 
Qualm, geht das über-
haupt? Der Ortsverein Plau-
en hat den Beweis er-
bracht. Am 14. November 
2006 trafen sich SPD-
Mitglieder und interessierte 
Bürger in der Plauener 
Gaststätte „Schildstübl“ mit 
dem Parlamentarischen 
Staatssekretär im Bundes-
gesundheitsministerium. Als 
Mitunterzeichner des Antra-
ges „Effektiven Schutz vor 

Passivrauchen zügig ge-
setzlich verankern“ (DS 
16/2730) fühlte sich Rolf 
Schwanitz wohl in der 
‚rauchfreien’ Runde. 
Hauptthemen des Abends 
waren neben dem Gesund-
heitskompromiss die Ener-
giepreisentwicklung, die 
Frage nach Verstaatlichung 
von Energiekonzernen und 
anderen Großunternehmen 
sowie das attraktive CO2-
Gebäudesanierungspro-

Sozialhilferegelsatz wird 
angeglichen 
 
Der Deutsche Bundestag 
hat Mitte Oktober die Anhe-
bung des Sozialhilferegel-
satzes in Ostdeutschland 
von 331 auf 345 Euro be-
schlossen. Nachdem zum 1. 
Juli dieses Jahres bereits 
die Regelsätze für Langzeit-
arbeitslose angeglichen 
wurden, wird es ab 1. Janu-
ar 2007 nun auch einheitli-
che Sozialhilferegelsätze in 
Ost und West geben.  
Hintergrund der Entschei-
dung sind die Ergebnisse 
der neuesten Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 
(EVS), die gezeigt haben, 
dass sich die Lebenshal-
tungskosten in Ostdeutsch-
land nicht mehr wesentlich 
von denen in den alten 
Bundesländern unterschei-
den. Dem wird zukünftig 
auch in der Sozialhilfe Rech-
nung getragen.  
Der Deutsche Bundestag 
hat mit seinem Beschluss 
außerdem die Forderungen 
der Bundesländer nach ei-
ner anderen sozialhilfe-
rechtlichen Zuordnung des 
Kindergeldes abgelehnt. Für 
viele Eltern, deren volljähri-
ges, behindertes Kind in ei-
ner stationären Einrichtung 
betreut wird, hätte die For-
derung der Bundesländer 
bedeutet, dass diese kein 
Kindergeld mehr erhalten 
hätten. 
Rolf Schwanitz begrüßt 
auch die Anhebung des Bar-
betrages für in Heimen le-
bende Sozialhilfeempfän-
ger: "Es ist gut, dass es ge-
lungen ist, wieder eine bun-
desweite Weihnachtsbeihilfe 
für Sozialhilfe beziehende 
Menschen in Heimen einzu-
führen." Durch die vorgese-
hene Aufstockung des Bar-
betrages werden betroffene 
Heimbewohner rückwirkend 
für dieses Jahr rund 40 Eu-
ro als Einmalbetrag und ab 
2007 ein höheres monatli-
ches Taschengeld erhalten. 

Ost-West-Angleichung 
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Deutscher Präventionspreis 2007 
Der SPD-Bundestagsabge-
ordnete Rolf Schwanitz ruft 
kommunale und regionale 
Initiativen und Projekte der 
Prävention und Gesund-
heitsförderung zur Beteili-
gung am bundesweiten 
Wettbewerb um den Deut-
schen Präventionspreis 
2007 auf. 
Die besten Maßnahmen zur 
Förderung eines gesunden 
Lebensstils der Bevölkerung 
werden mit Preisgeldern 
von insgesamt 50.000 Euro 
ausgezeichnet. Mit dem 
Wettbewerb wenden sich 
die Bertelsmann Stiftung, 
das Bundesministerium für 
Gesundheit und die Bun-
deszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung an die Trä-
ger von kommunal oder re-
gional durchgeführten Prä-
ventionsprogrammen. Die-
se können sich vom 20. No-
vember bis zum 21. De-
zember 2006 mit Maßnah-

men bewerben, die von ei-
ner Kommune oder Region 
gemeinsam mit So-
zialversicherungen oder mit 
dem privaten Sektor durch-
geführt werden. Wichtig ist, 
dass die Initiativen und 
Projekte zum Stichtag der 
Bewerbung seit mindestens 
einem Jahr praktisch umge-
setzt sind. 
Rolf Schwanitz: "Mit dem 
Wettbewerb sollen vorbild-
hafte Projekte in Deutsch-
land prämiert werden. Das 
ist auch für das Vogtland 

interessant. Ich hoffe, dass 
sich viele am Wettbewerb 
beteiligen und so auch die 
Weitergabe ihrer Erfahrun-
gen ermöglichen." 
Der Deutsche Präventions-
preis wird im kommenden 
Jahr zum vierten Mal verge-
ben. Über die Bewerbungen 
entscheidet eine unabhän-
gige Jury aus Fachleuten 
auf dem Gebiet der Ge-
sundheitsförderung und 
Prävention. Weitere Infor-
mationen und die Bewer-
bungsunterlagen sind unter 
www.deutscher-
praeventionspreis.de zu fin-
den.  



Erleichterungen für die 
ärztliche Versorgung 
 
Mit der Verabschiedung des 
Vertragsarztrechtsände-
rungsgesetzes hat der 
Deutsche Bundestag Ende 
Oktober den Weg für zahl-
reiche Erleichterungen bei 
der Erbringung von ärztli-
chen Leistungen ab Januar 
2007 freigemacht. Hauptziel 
des neuen Arztrechts ist es, 
Engpässe in der ärztlichen 
Versorgung zu verhindern. 
So können z.B. niedergelas-
sene Ärzte und Zahnärzte 
künftig Zweigpraxen eröff-
nen. Zudem sollen Ver-
tragsärzte und -zahnärzte 
leichter Mediziner anstellen 
dürfen. Rolf Schwanitz be-
grüßt auch die Aufhebung 
des in den neuen Ländern 
immer noch geltenden Ver-
gütungsabschlags für pri-
vatärztliche und -zahnärzt-
liche Leistungen sowie für 
Leistungen freiberuflicher 
Hebammen im Rahmen der 
Hebammenhilfe.  
 
Victor-Klemperer-
Jugendwettbewerb 
2007 gestartet 
 
Einzelpersonen, Schulklas-
sen und Vereine können 
sich ab sofort mit Reporta-
gen, Theaterstücken, Web-
sites, Interviews, Videos 
oder Liedtexten am siebten 
Victor-Klemperer-Jugend-
wettbewerb unter dem Mot-
to „Kreativ für Toleranz“ 
beteiligen. Eine Jury sichtet 
und prämiert die einge-
reichten Wettbewerbs-
beiträge. Die besten Arbei-
ten werden mit Studienfahr-
ten nach Prag, Berlin und 
Dresden sowie Wertpapier-
konten der Dresdner Bank 
im Wert von jeweils 1.000 
Euro belohnt. Einsende-
schluss ist der 31. März 
2007. Teilnehmen können 
Jugendliche ab 14 Jahren. 
Weitere Informationen sind 
unter www.victor-
klemperer-wettbewerb.de 
zu finden.  

Kurz gemeldet 
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Bessere Zeiten für Kommunen 

Die Städte und Gemeinden 
können optimistisch in die 
Zukunft schauen. Die 
jüngste Steuerschätzung 
weist gegenüber der letzten 
Schätzung für sie fast 4  
Milliarden Euro Mehrein-
nahmen für dieses Jahr 
aus. Auch für 2007 rechnen 
die Experten mit einem zu-
sätzlichen Wachstum der 
Einnahmen von 3,7 Milliar-
den Euro. Die stark gestie-

gene Gewerbesteuer trägt 
dabei wesentlich zu diesem 
guten Ergebnis bei. Die Ei-
nigung zwischen Bund und 
Ländern bei den Kosten der 
Unterkunft bringt den Kom-
munen ebenfalls mehr Geld 
in die Kassen. Statt wie bis-
her 29,1 Prozent über-
nimmt der Bund zukünftig 
31,8 Prozent und zahlt da-
mit 4,3 Milliarden Euro. Ein 
Kompromiss der gewähr-

leistet, dass die Kommunen 
insgesamt um mehr als 2,5 
Milliarden Euro entlastet 
werden. Allerdings sollten 
auch die Länder endlich ih-
re Entlastung beim Wohn-
geld vollständig weiter rei-
chen. Zudem ist vorgese-
hen, dass die Quote 2008 
bis 2010 entsprechend der 
Entwicklung der Zahl der 
Bedarfsgemeinschaften an-
gepasst wird. Nahezu ge-
räuschlos hat sich die Koali-
tion bei der Unternehmen-
steuerrefom geeinigt. Ziel 
der SPD-Fraktion war da-
bei, die Gewerbesteuer zu 
erhalten und weiter zu sta-
bilisieren. Das ist gelungen: 
Neben die Hinzurechnung 
der Dauerschuldzinsen tre-
ten nun auch die Finanzie-
rungskostenanteile von 
Mieten, Pachten, Leasingra-
ten und Lizenzgebühren. 
Die Steuergestaltung grenz-
überschreitender Unterneh-
men wird so deutlich er-
schwert. 

Netto-Gewerbesteuereinnahmen der vogtländischen Städte 
und Gemeinden (in tausend Euro) 

Am 9. November 2006 wur-
de das Gewebegesetz in 
erster Lesung im Bundestag 
beraten. Ziel des Gesetzes 
ist es, die Qualität und Si-
cherheit von Geweben bei 
der medizinischen Versor-
gung der Bevölkerung und 
damit einen hohen Gesund-
heitsschutz zu gewährleis-
ten. So sollen die Doku-
mentationspflichten erwei-
tert werden, um eine Rück-
verfolgung der Gewebe-
transplantationen vom 
Spender zum Empfänger zu 
gewährleisten. Neu ist auch 
die gesetzliche Festsetzung 
des Vorranges der Organ-
entnahme gegenüber der 
Entnahme von Gewebe und 
Zellen. „Wir sind froh, dass 
die Medizin voranschreitet 
und neue Möglichkeiten 
bietet, wie auch auf dem 
Gebiet der Gewebe. Mit 
diesem Gesetzentwurf set-
zen wir den einge-

schlagenen Weg fort, ne-
ben dem therapeutischen 
Fortschritt auch die Sicher-
heit dieser Produkte zu ge-
währleisten. Wir haben ein 
Sicherheitsgesetz, das sich 
mit seinen Grundstrukturen 
für Arzneimittel und Blut-

produkte bewährt hat. Auf 
diese Grundstrukturen bau-
en wir auf. Der Entwurf ist 
eine gute Basis, im Gesetz-
gebungsverfahren zu einer 
tragfähigen Lösung zu 
kommen.“ so Staatssekre-
tär Rolf Schwanitz. 

Gewebegesetz beraten 

Rolf Schwanitz zu Besuch beim Paul-Ehrlich-Institut, das in 
Deutschland für die Zulassung von humanbiologischen Arz-
neimitteln zuständig ist 



zeitig Beschäftigte ohne An-
spruch auf Entgelt-
fortzahlung künftig Tarife 
mit einem Krankengeld-
anspruch abschließen. Bei 
der Tarifwahl gib es aber ei-
ne Ausnahme: Versicherte, 
die ihren Kranken-
kassenbeitrag nicht selbst 
zahlen, zum Beispiel Bezie-
her von Arbeitslosengeld, 
können nur Wahltarife zu 
besonderen Versorgungs-
formen (zum Beispiel Haus-
arzttarif) wählen, aber keine 
Selbstbehalttarife. Versi-
cherte haben außerdem 
künftig die Möglichkeit, ihre 
Rehabilitationseinrichtung 
frei zu wählen. 
 
Versicherungsschutz für 
alle 
 
Die Zahl der Menschen, die 
ohne Absicherung im Krank-
heitsfall sind, hat in den 
letzten Jahren spürbar zu-
genommen. Betroffen sind 
davon auch gesetzlich Ver-
sicherte. Deshalb wird es 
für alle Menschen ohne Ab-
sicherung im Krankheitsfall, 
die keinen anderweitigen 
Anspruch auf Absicherung 
haben, zu einer Versiche-
rungspflicht in ihrer frühe-
ren Krankenversicherung 
kommen. 
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Was bringt mir die Gesundheitsreform? 

Viele gesetzlich Versicherte 
fragen sich, welche konkre-
ten Veränderungen sie er-
warten und ob die notwen-
dige medizinische Versor-
gung für sie weiterhin ge-
währleistet ist. Ein Blick auf 
die Gesundheitsreform 
macht jedoch klar, dass die 
Leistungen dort ausgebaut 
werden, wo es notwendig 
ist. 
 
Gezielter Ausbau not-
wendiger medizinischer 
Leistungen 
 
Für die Behandlung be-
stimmter Krankheiten wie 
Krebs, Mukoviszidose oder 
Aids sind spezialisierte 
Krankenhäuser oft besser 
gerüstet als eine Arztpraxis. 
Deshalb wird den betroffe-
nen Patienten der Zugang 
zur ambulanten Behand-
lung am Krankenhaus künf-
tig erleichtert. Es werden 
ausgewählte Kliniken mit 
ihrem ambulanten Versor-
gungsangebot prinzipiell al-
len Versicherten zur Verfü-
gung stehen. Patienten ha-
ben künftig auch Anspruch 
auf eine spezialisierte am-
bulante Palliativversorgung, 
die ihnen ein würdevolles 
Sterben mit möglichst we-

nig Schmerzen ermöglicht. 
Damit kommt die Ge-
sundheitsreform dem 
Wunsch vieler schwer-
kranker Menschen entge-
gen, in der häuslichen Um-
gebung zu bleiben. Außer-
dem werden alle von der 
Ständigen Impfkommission 
(STIKO) empfohlenen 
Schutzimpfungen in den 
Leistungskatalog der ge-
setzlichen Krankenversi-
cherung aufgenommen. Zu-
dem wird die medizinische 
Vorsorge und Rehabilitation 
für Mütter bzw. Väter ver-
bessert. Denn notwendige 
Vater-/Mutter-Kind-Kuren 
werden zu Pflichtleistungen 
der Krankenkassen. 
Daneben wird die betriebli-
che Gesundheitsförderung 
und die Prävention bei ar-
beitsbedingten Gesund-
heitsgefahren gestärkt. Die 
Krankenkassen werden ver-
pflichtet, Selbsthilfegruppen 
und Kontaktstellen zu för-
dern. 
 
Mehr Wahlfreiheit für 
die Versicherten 
 
Versicherte haben künftig 
die Wahl zwischen unter-
schiedlichen Tarifangebo-
ten. So muss jede Kranken-

kasse ih-
ren Versi-
cherten ei-
nen spe-
ziellen 
Hausarzt-
tarif an-
bieten. 
Wer die-
sen Tarif 
wählt, ver-
pflichtet 
sich, im 
Krank-
heitsfall 
immer zu-
erst zum 
Hausarzt 
zu gehen. 
Jeder Ver-
sicherte 
kann 
künftig 
auch ei-

nen Selbstbehalt wählen, 
das heißt er zahlt die Be-
handlungskosten bis zu ei-
nem gewissen Betrag 
selbst. Im Gegenzug ver-
einbart er einen günstige-
ren Tarif mit seiner Kran-
kenkasse. Gesetzlich Kran-
kenversicherte können sich 
außerdem für die Kostener-
stattung entscheiden oder 
höhere Leistungen in An-
spruch nehmen – mit dem 
entsprechend höheren Ge-
bührensatz. Darüber hinaus 
können zum Beispiel kurz-

Neu im Leistungskatalog der GKV: Alle von der Ständigen Impfkommission 
empfohlenen Schutzimpfungen (Foto: PixelQuelle.de)  

Im Rahmen von Hausarztmodellen schließen die Kranken-
kassen mit besonders qualifizierten Hausärzten Verträge ab. 
Patienten verpflichten sich gegenüber ihrer Krankenkasse, 
mindestens ein Jahr lang immer zuerst einen Hausarzt ihres 
Vertrauens aufzusuchen, der sie durch alle Behandlungs-
prozesse begleitet. 



Aus dem Terminkalen-
der von Rolf Schwanitz: 
 
24.11.2006, 9 Uhr, Sitzung 
des Bundesrates 
 
24.11.2006, 18 Uhr, SPD-
Landesvorstand in Dresden 
 
26./27.11.2006, Klausurta-
gung der SPD-Arbeits-
gruppe Gesundheit 
 
27.11.2006, 18 Uhr, Veran-
staltung zur Medizintechnik  
 
28.11.2006, 15 Uhr, SPD-
Bundestagsfraktion  
 
29.11.2006, 9 Uhr, Aus-
schuss für Gesundheit  
 
30.11.2006, 17 Uhr, Ge-
spräch mit der Arbeits-
agentur Sachsen  
 
5.12.2006, 19 Uhr, Unter-
bezirksvorstand der SPD-
Vogtland 
 
9.12.2006, 10 Uhr, Landes-
parteitag der SPD-Sachsen 

Die nächste Bürger-
sprechstunde: 
 
8.12.2006, 10-14 Uhr 
 
Alle Sprechstunden im 
Plauener Wahlkreisbüro in 
der Freiheitsstraße 13. 
Telefonische Anmeldungen 
unter 03741-134118. 

S ei t e 6  

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Tel: 030-22777937 
Fax: 030-22776937 
rolf.schwanitz@bundestag.de 

Rol f  Schwani tz  MdB 

Freiheitsstr. 13 
08523 Plauen 
Tel: 03741-134118 
Fax: 03741-708486 
rolf.schwanitz@wk.bundestag.de 

Sie finden mich auch 
im Internet: 

www.rolf-schwanitz.de 

12 Monate gewährt. Erst 
danach wurde die Bezugs-
dauer verlängert. Die Fol-
ge war, dass ältere Men-
schen durch längere Ar-
beitslosengeldzahlung und 
anschließende Frühverren-
tung aus den Firmen ge-
drängt wurden. Auf Kosten 
der Sozialkassen konnten 
sich die Firmen unter akti-
ver Mithilfe von Politik und 
Gewerkschaften ihrer älte-
ren Mitarbeiter entledigen. 
Dieser falschen Strategie 
wurde gerade mühsam ein 
Riegel vorgeschoben – 
nun will Rüttgers sie für ei-
ne gute Schlagzeile wieder 
einführen.  
Eine gestaffelte Bezugs-
dauer widerspricht zudem 
dem Grundgedanken einer 
solidarischen Risikoversi-
cherung. Die Arbeitslosen-
versicherung ist - wie die 
Krankenversicherung - ei-
ne Risikoversicherung und 
keine "Ansparversiche-
rung", wie die gesetzliche 
Rentenversicherung. Es 
soll eben nicht für eine 
möglichst hohe Leistung 
angespart werden (dann 
könnte man sich ja privat 
versichern), sondern das 
Risiko Verdienstausfall 
durch Arbeitslosigkeit soll 
solidarisch abgesichert 
werden. 

NRW-Ministerpräsident 
Rüttgers (CDU) will das Ar-
beitslosengeld nach Bei-
tragsjahren staffeln. Viele 
Menschen empfinden sein 
Motto "wer viel einbezahlt 
hat, soll auch viel bekom-
men" als ganz vernünftig 
und gerecht. Tatsächlich 
ist sein Vorschlag aber 
höchst unsozial und unse-
riös. Denn die Finan-
zierung soll aufkommens-
neutral bleiben. Mehraus-
gaben bei älteren führen 
also zu Kürzungen bei jün-
geren Arbeitslosen. Dieje-
nigen also, die noch nicht 
so lange im Job sind, die 
weniger Kündigungsschutz 
genießen und besonderen 
Schutz brauchen, werden 
von Rüttgers benachteiligt. 
Auch Ältere, die vorher 
schon einmal arbeitslos 
waren, werden schlechter 
gestellt. Denn der Versi-
cherungsschutz braucht 
sich auf. Wer irgendwann 
einmal Arbeitslosengeld in 
Anspruch nehmen musste, 
fängt wieder bei Null an 
und kommt nie in den Ge-
nuss der 24 Monate Ar-
beitslosengeld. 
Gleichzeitig will Rüttgers 
die Unterstützung für 
Langzeitarbeitslose fak-
tisch abschaffen. Denn 
ALG II soll nur noch ge-
zahlt werden, wenn weder 
die Kinder, noch die Eltern 
Unterstützung geben kön-
nen. 
Rüttgers Vorschlag ist 
auch handwerklich dilet-
tantisch. Denn die Bundes-
agentur für Arbeit führt 
keine Beitragskonten. Da-
ten aus dem Rentenversi-
cherungsbereich zu über-
nehmen ist nicht sinnvoll, 
da es viele Menschen gibt, 
die zwar Beiträge für die 
Rente aber keine für die 
Arbeitslosenversicherung 
gezahlt haben. 
Der Vorschlag ist zudem 
arbeitsmarktpolitisch un-
sinnig. Bis in die 80er Jah-
re hinein wurde das Ar-
beitslosengeld für maximal 

Freche Strolche 

He Maxe, wo willst’n hi mit 
dem dick’n Buch da? 
Nei zum OB, der soll mei 
neies Drehbuch lees’n. 
Was’n für’e Drehbuch Ma-
xe? 
Das ha ich geschriem zur 
Reddung von „Achims Hid-
barade“ in der Festhall, Mo-
ritz! 
Das is gut Maxe! Wie 
willst’n das machen? 
Na durch de Synergien Mo-
ritz, mer müss’n nur unner 
Stärkn zusammeda! 
Wie soll’n das gehn Maxe? 
Das get so: Mer dun das 
nächste ma „Achims Hidba-
rade“ un „tierisch, tierisch“ 
zusamme. Da gommt de 
Stefanie Hertel im Hoch-
zeitsgleid mit Rehweisschen 
uff de Bühne. Der Landrad 
singt des Schanznlied un 
werd Musikantenkaiser un 
der Schunk is so gerührd, 
dass er bei der Vogtland-
Arena uff alle Rechte ver-
zicht. 
Grosse Klasse Maxe. Wenn 
das nich de Tränen in de 
Ochn dreibt, wees ich och 
nimmer weiter! 

Unsozial und unsolide 


